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Abfindungsanspruch bei betriebsbedingter Kündigung 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil vom 19.06.2007 – 1 AZR 340/06 – sich geäußert zu 
dem Abfindungsanspruch nach § 1 a Abs. 1 Kündigungsschutzgesetz. Nach dieser Norm hat 
der Arbeitnehmer Anspruch auf Zahlung einer Abfindung, wenn der Arbeitgeber das Arbeitsver-
hältnis betriebsbedingt kündigt, wenn bis zum Ablauf der Klagefrist des § 4 Satz 1 Kündigungs-
schutzgesetz die Erhebung einer Kündigungsschutzklage unterbleibt und wenn in der Kündi-
gungserklärung darauf hingewiesen wird, dass die Kündigung auf dringende betriebliche Erfor-
dernisse nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Kündigungsschutzgesetz gestützt wird und der Arbeitnehmer 
bei Verstreichen lassen der Klagefrist die Abfindung beanspruchen kann. In diesem Fall ist die 
Höhe der Abfindung gesetzlich geregelt. Sie ergibt sich aus § 1 a Abs. 2 Kündigungsschutzge-
setz. Sie beträgt einen halben Monatsverdienst für jedes Jahr des Bestehens des Arbeitsver-
hältnisses. Wie das Monatsverdienst bestimmt wird, ist in § 10 Abs. 3 Kündigungsschutzgesetz 
geregelt. 
 
In dem zu entscheidenden Fall hatte der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer zwar das entspre-
chende Schreiben zugesandt, jedoch eine zu niedrige Berechnung angegeben. Das Bundesar-
beitsgericht hat nun entschieden, dass ein Abfindungsanspruch nach § 1 a Abs. 1 Kündigungs-
schutzgesetz in der gesetzlichen Höhe des § 1 a Abs. 2 Kündigungsschutzgesetz auch dann 
entsteht, wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer informatorisch einen niedrigeren Abfindungs-
betrag genannt hat. Allerdings: Kollektivrechtliche Regelungen (z. B. Dienstvereinbarung) zum 
Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile aus einer Betriebsänderung können die Anrechenbarkeit 
von Leistungen nach § 1 a Kündigungsschutzgesetz vorsehen.  
 
 
Alleinige Übernahme der Kundenbeziehungen nicht in jedem Fall ausreichend für 
Betriebsübergang im Sinne von § 613 a BGB 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteile vom 14.08.2007 - AZ: 8 AZR 803/06 - eine Entschei-
dung gefällt, dass die alleinige Übernahme der Kundenbeziehungen nicht in jedem Fall für einen 
Betriebsübergang im Sinne des § 613 a BGB ausreichend ist. In dem zu entscheidenden Fall 
fand ein Gesellschafterwechsel statt. Die Betriebsmittel wurden schrittweise übernommen, 
Buchhaltung und Personalverwaltung wurden zeitlich verzögert ebenfalls übernommen. Das 
Bundesarbeitsgericht kam in seiner Entscheidung zu dem Ergebnis, dass allein der Wechsel in 
den Personen der Komplementäre und Kommanditisten einer KG zu keinem Betriebsinhaber-
wechsel führt und damit auch nicht zu einem Betriebsübergang im Sinne des § 613 a BGB. 
Wenn ein Dritter die bisherigen Kundenbeziehungen eines Unternehmens übernimmt und er 
nunmehr diese beauftragt, in seinem Namen die Aufträge der „übernommenen“ Kunden in der 
bisherigen Art und Weise zu erledigen, so führt dies nach Ansicht des BAG allein nicht zu einem 
Betriebsübergang nach § 613 a BGB. 
 
Im vorliegenden Fall war entscheidend, ob eine schrittweise Übernahme wesentlicher Betriebs-
mittel, wie Kundenbeziehungen und Sachanlagevermögen durch die Übernehmer erfolgte und 
damit ein Betriebsübergang im Sinne des Gesetzes mit seinen Folgen (Informationspflicht,  
Übernahme der Arbeitsverträge, Kündigungsverbot) vorliegt. Grundsätzlich kann im Sinne des  
§ 613 a BGB die Übernahme von Betriebsmitteln in mehreren Schritten erfolgen. Der Betriebs-
übergang ist dann in dem Zeitpunkt erfolgt, in dem die wesentlichen, zur Fortführung des Betrie-
bes erforderlichen Betriebsmittel übergegangen sind und die Entscheidung über den Betriebs-
übergang nicht mehr rückgängig gemacht werden kann. Zwar ist in der ständigen Rechtspre-
chung anerkannt, dass auch die Übernahme der Kunden- und Lieferantenbeziehungen einen  
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Betriebs- oder Betriebsteilübergang darstellen kann. Das Urteil macht jedoch deutlich, dass hier 
auf die Vertragsgestaltung abgestellt werden muss. Im zu entscheidenden Fall erledigte die  
übernommene KG im Wesentlichen die gleichen Tätigkeiten wie zuvor, jedoch nicht mehr auf-
grund eigener vertraglicher Verpflichtungen gegenüber den früheren einzelnen Kunden, sondern 
aufgrund der im Dienstleistungsvertrag eingegangenen Verpflichtung gegenüber dem Überneh-
mer. Hierin sah das Bundesarbeitsgericht keine Übernahme des Betriebes. Vielmehr habe der 
Käufer, der somit kein Betriebsübernehmer war, sich der Organisation des Betriebes zur Ab-
wicklung eigener, gegenüber ihren Kunden eingegangener Verpflichtungen bedient.  
 
 
Frist für Annahmeerklärung bei Änderungskündigung 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat sich mit Urteil vom 01.02.2007 - AZ: 2 AZR 44/06 - mit der Frage 
beschäftigt, wie lange ein Arbeitgeber seinem Mitarbeiter eine Frist einräumen kann zum Ab-
schluss eines neuen Arbeitsvertrages bei dem Ausspruch einer Änderungskündigung. Dieses 
Urteil ist von großer Bedeutung, da der Arbeitgeber ein Interesse an einer alsbaldigen Entschei-
dung des Arbeitnehmers hat, ob dieser nun das Änderungsangebot annimmt oder nicht. In dem 
zu entscheidenden Fall hatte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ordentlich betriebsbedingt 
gekündigt und seinem Mitarbeiter gleichzeitig angeboten, es fortzuführen mit Ausnahme einer 
Zulagenzahlung. Der Arbeitgeber forderte seinen Mitarbeiter auf, „umgehend“ mitzuteilen, ob er 
mit dem Angebot einverstanden wäre, ansonsten würde das Arbeitsverhältnis mit Ablauf der 
Kündigungsfrist enden. Der Mitarbeiter nahm das Änderungsangebot erst nach diesem Zeit-
punkt vorbehaltlos an.  
 
Das Bundesarbeitsgericht hat dazu entschieden, dass die vorbehaltlose Annahme eines in einer 
Änderungskündigung enthaltenen Änderungsangebotes grundsätzlich nicht an die Höchstfrist 
von drei Wochen nach Zugang der Kündigung entsprechend § 2 Satz 2 Kündigungsschutzge-
setz gebunden ist. Das Bundesarbeitsgericht sagt auch, dass derjenige, der ein Angebot abgibt, 
hier also der Arbeitgeber, grundsätzlich eine Frist zur Annahme des Angebotes (durch den Ar-
beitnehmer) bestimmen kann. In diesem Fall kann grundsätzlich die Annahme des Angebotes 
nur innerhalb der bestimmten Frist erfolgen. Für die Fristbestimmung ist entweder ein konkreter 
Termin oder die Festsetzung eines Zeitraumes entscheidend. Die Fristbestimmung kann sich, so 
das Bundesarbeitsgericht, aber auch aus den Umständen ergeben. Ausreichend ist jede zeitli-
che Konkretisierung, durch die der Antragende zu erkennen gibt, er wolle von der gesetzlichen 
Regelung des § 147 BGB abweichen, beispielsweise indem er eine „umgehende“ Antwort ver-
langt. Aber: Das Kündigungsschutzgesetz gibt die Drei-Wochenfrist vor, die als Mindestannah-
mefrist nicht unterschritten werden darf. Ist die Annahmefrist zu kurz bemessen, dann greift nicht 
die Regelung des § 147 BGB, sondern an die Stelle der zu kurzen Frist (im zu entscheidenden 
Fall „umgehende“ Annahme) tritt die gesetzliche Drei-Wochenfrist des § 2 Satz 2 Kündigungs-
schutzgesetz. 
 
 
BAG: Erweitertes Direktionsrecht bei Altersteilzeit 
 
Ist unter Bezugnahme auf eine tarifliche Bemessungsvorschrift in einem Altersteilzeitarbeitsver-
trag eine bestimmte Stundenzahl als durchschnittliche Wochenarbeitszeit angegeben, liegt darin 
keine konstitutive Regelung. Der Altersteilzeitarbeitnehmer kann verlangen, mit der sich aus der 
richtigen Anwendung der Tarifnorm ergebenden Arbeitszeit beschäftigt zu werden. Wird in dem 
vom Arbeitgeber verwendeten Formularvertrag eine Vollzeitbeschäftigung in eine annähernd auf 
die Hälfte der Arbeitszeit abgesenkte Teilzeitbeschäftigung geändert, kann dem Arbeitgeber 
darin das einseitige Recht, die Wochenarbeitszeit nach seinem Bedarf befristet zu verlängern,  
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jedenfalls dann eingeräumt werden, wenn diese Vereinbarung in Umsetzung eines kollektiven 
Interessenausgleichs geschlossen wird. Hat der Arbeitgeber von der ihm vorbehaltenen „Aufsto-
ckungsmöglichkeit“ Gebrauch gemacht, hat er die Aufstockung bei dem Übergang in die Al-
tersteilzeit nach § 6 II 1 AltTZG, § 3 I Unterabs. 2 S. 1 TV ATZ zu berücksichtigen. Wenn die 
vom Arbeitgeber bestimmte Verlängerung der Arbeitszeit bis unmittelbar vor dem Übergang in 
die Altersteilzeitarbeit gilt, ist diese Arbeitszeit als „bisherige Arbeitszeit“ i. S. von § 6 II 1 AltTZG, 
§ 3 I Unterabs. 2 S. 1 TV ATZ für die Altersteilzeit zu Grunde zu legen (Urt. v. 14.8.2007 – 9 
AZR 18/07). 
 
 
BAG: Kein Betriebsübergang durch Übernahme einzelner Betriebsmittel und Mit-
arbeiter 
 
Veräußert der Insolvenzverwalter alle im Eigentum des Insolvenzschuldners, eines Dachdecker-
betriebs, stehenden Arbeitsgeräte und Fahrzeuge an einen Dritten und erwerben zwei neu ge-
gründete Unternehmen des Dachdeckerhandwerks jeweils von diesem Gerätschaften und Fahr-
zeuge, um sie für ihre Betriebe zu nutzen, so liegt allein darin noch kein Betriebs- oder Be-
triebsteilübergang. Dies gilt auch dann, wenn jeder der neuen Dachdeckerbetriebe einige der 
früheren Arbeitnehmer des Insolvenzschuldners neu einstellt. Für einen Betriebs- oder Be-
triebsteilübergang genügt es nicht, dass der Erwerber mit einzelnen, bislang nicht teilbetrieblich 
organisierten Betriebsmitteln einen Betrieb oder Betriebsteil gründet. Durch den Erwerb der ur-
sprünglich dem Insolvenzschuldner gehörenden Arbeitsmittel haben die neu gegründeten Dach-
deckerbetriebe auch keinen gemeinsamen Betrieb gegründet. Es fehlt an einem einheitlichen 
Leitungsapparat. Der Umstand, dass die Geschäftsführer der beiden neu gegründeten Unter-
nehmen des Dachdeckerhandwerks verschwägert sind, spricht allein nicht für eine einheitliche 
Leitung der beiden Betriebe. Auch nach der Stilllegung eines Betriebes durch den Insolvenzver-
walter ist der Betriebsrat nach § 102 BetrVG zu beteiligen, wenn der Insolvenzverwalter einem 
Arbeitnehmer kündigen will, den er über den Zeitpunkt der Betriebsstilllegung hinaus für Abwick-
lungsarbeiten weiterbeschäftigt hat. Insoweit besteht ein Restmandat des Betriebsrats. Hat der 
Arbeitgeber eine erforderliche Massenentlassungsanzeige unter Verstoß gegen § 17 I KSchG 
erst nach Ausspruch der Kündigungen der Agentur für Arbeit angezeigt, so führt dies nach dem 
Grundsatz des Vertrauensschutzes dann nicht zur Unwirksamkeit der Kündigungen, wenn diese 
vor dem Urteil des EuGH vom 27.1.2005 in der Rechtssache „Junk“ (NZA 2005, 213) ausge-
sprochen worden sind. Einer Vorlage dieser Rechtsfrage an den EuGH bedarf es nicht (Urt. v. 
26.7.2007 – 8 AZR 769/06). 
 
 
Befristung bei Elternzeit 
 
§ 21 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz regelt die Möglichkeit, Arbeitnehmer befristet ein-
zustellen für die Dauer eines Beschäftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz, einer El-
ternzeit, einer auf Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder einzelvertraglicher Vereinbarung be-
ruhenden Arbeitsfreistellung der bisherigen Mitarbeiterin. Das Landesarbeitsgericht Nürnberg 
hatte sich nun mit dem Fall zu beschäftigen, dass ein befristeter Arbeitsvertrag nach § 21 Abs. 1 
BEEG den ausdrücklich genannten Zweck „Wegfall des Bedarfs“ enthielt. Das LAG hat mit Urteil 
vom 02.08.2007 - 5 Sa 564/06 - entschieden, dass sich dieser Zweck „Wegfall des Bedarfs“ bei 
Inanspruchnahme mehrerer ununterbrochen aufeinander folgender Elternzeiten aufgrund meh-
rerer Geburten nicht nur auf die erste Elternzeit bezieht, sondern den gesamten Zeitraum aller 
Elternzeiten umfasst. Beendet der vertretene Arbeitnehmer das Arbeitsverhältnis zum Ende der 
Elternzeit durch Eigenkündigung, so kann sich der Arbeitgeber gegenüber der befristet zu Ver-
tretung eingestellten Ersatzkraft nach entsprechender Ankündigung auf das Ende des befriste-
ten Arbeitsverhältnisses berufen. 
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BAG: Betriebliche Altersversorgung - Gleichbehandlung 
 
Die Antwort auf die Frage, ob der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt ist, 
hängt nicht davon ab, ob die Gründe für eine Differenzierung in einer Versorgungsordnung ge-
nannt sind, sondern davon, ob die Ungleichbehandlung in der Sache gerechtfertigt ist. Es ist 
nicht erforderlich, dass in dem laufenden Entgelt der Arbeitnehmergruppe, die keine Versor-
gungszusage erhalten hat, Bestandteile enthalten sind, die einen gleichwertigen Ausgleich für 
die Benachteiligung in der betrieblichen Altersversorgung bezwecken (Aufgabe von BAG, NZA 
1998, 1173 = AP BetrAVG § 1 Gleichbehandlung Nr. 40 = EzA BetrAVG § 1 Gleichbehandlung 
Nr. 16). Unterschiedliche Vergütungssysteme können den Ausschluss von Versorgungsleistun-
gen rechtfertigen, wenn die ausgeschlossene Arbeitnehmergruppe durchschnittlich eine erheb-
lich höhere Vergütung als die begünstigte Arbeitnehmergruppe erhält (Urt. v. 21.08.2007 –  
3 AZR 269/06). 
 
 
Freiwillige Sonderzahlungen und Gleichbehandlungsgrundsatz 
 
Dient eine freiwillige Sonderzahlung nicht eindeutig und ausschließlich dem Ausgleich von Ver-
gütungsnachteilen, hat sie der Arbeitgeber allen Arbeitnehmern zu gewähren. Dies hat das Bun-
desarbeitsgericht mit Urteil vom 26.09.2007 – 10 AZR 568/06 – entschieden. Im zu entschei-
denden Fall ging es um die Zahlung eines Weihnachtsgeldes. Der Arbeitgeber geriet in finan-
zielle Schwierigkeiten und bot deshalb seinen Mitarbeitern neue Arbeitsverträge mit niedrigeren 
Löhnen und längeren Arbeitszeiten an. Die Weihnachtsauszahlung erfolgte nur an diejenigen 
Arbeitnehmer, die den neuen Arbeitsvertrag unterschrieben hatten. Diejenigen Arbeitnehmer, 
die den Arbeitsvertrag nicht unterschrieben hatten, bekamen kein Weihnachtsgeld. Dagegen 
wendeten diese sich mit einer arbeitsgerichtlichen Klage.  
 
Das Bundesarbeitsgericht hat nun entschieden: Will ein Arbeitgeber durch freiwillige Sonderzah-
lungen Vergütungsnachteile im Unternehmen ausgleichen, so dürfen in die Vereinbarung keine 
anderen Kriterien als die des unterschiedlichen Entgelts aufgenommen werden. Insbesondere 
müssen beispielsweise das Anknüpfen der Leistung an die Dauer des Arbeitsverhältnisses oder 
Rückzahlungsmodalitäten im Falle des Austritts aus dem Arbeitsverhältnis außer Betracht blei-
ben. 
 
 
Neue Jahresarbeitsentgeltgrenzen für Krankenversicherungspflicht im Jahre 2008  
 
Arbeiter und Angestellte sind krankenversicherungspflichtig, wenn ihr regelmäßiges Jahresar-
beitsentgelt eine bestimmte Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht übersteigt. Diese Grenze ist unter-
schiedlich für Mitglieder von Krankenkassen und privaten Krankenversicherungen. Die Jahres-
arbeitsentgeltgrenze für Mitglieder von Krankenkassen wurde für das Jahr 2008 auf 48.150 € 
jährlich oder 4.012,50 € monatlich festgesetzt. Werden diese Grenzen nicht überschritten, so 
sind alle im Bundesgebiet beschäftigten Arbeiter und Angestellte krankenversicherungspflichtig 
bei der gesetzlichen Krankenkasse. Für Beschäftigte, die am 31.12.2002 wegen Überschreitens 
der Jahresarbeitsentgeltgrenze des Jahres 2002 krankenversicherungsfrei gestellt und bei ei-
nem privaten Krankenversicherungsunternehmen in einer substitutiven Krankenversicherung 
versichert waren, gilt eine besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze. Diese beträgt für das Jahr 
2008 jährlich 43.200 € oder 3.600 € monatlich.  
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Arbeitgebertipp:  
Der Arbeitgeber hat zu prüfen, ob das Arbeitsentgelt der bei den Krankenkassen und bei den in 
der privaten Krankenkasse versicherten Beschäftigten die für den jeweiligen Personenkreis gel-
tende Jahresarbeitsentgeltgrenze noch überschreitet oder ob wegen Unterschreitens der jewei-
ligen Jahresarbeitsentgeltgrenze zum 01.01.2008 eine Krankenversicherungspflicht eintritt. 
 
 
Keine Kündigung wegen Arbeitsverweigerung bei Überschreiten der zulässigen 
Arbeitszeit 
 
Ein Mitarbeiter darf nicht wegen Arbeitsverweigerung fristlos entlassen werden, wenn er ande-
renfalls die gesetzlich zulässige Arbeitszeit überschritten hätte. Es kann einem Mitarbeiter nicht 
zugemutet werden, den Weisungen des Arbeitgebers nachzukommen, wenn er damit gegen 
Gesetze verstößt. 
 
Die Parteien streiten u. a. um die Wirksamkeit einer außerordentlichen Kündigung. Der als Kran- 
und Lkw-Fahrer beschäftigte Kläger verließ mittags im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber die 
Baustelle, sollte aber nachmittags telefonisch erreichbar sein. Er setzte sich - nachdem er be-
merkte, dass er angerufen worden war - erst am späten Nachmittag telefonisch mit dem Beklag-
ten in Verbindung. Ein Bergungsauftrag sollte durchgeführt werden. Der Kläger lehnte es ab, mit 
dem Autokran noch eine weitere Baustelle abzuwickeln. Daraufhin kündigte die Beklagte das 
Arbeitsverhältnis fristlos. 
Das LAG Rheinland-Pfalz hielt die fristlose Kündigung für unzulässig. Denn der Kläger wäre - 
hätte er der Weisung der Beklagten Folge geleistet - über die rechtlich zulässige Arbeitszeit von 
zehn Stunden gekommen. Liegt ein Überschreiten der höchst zulässigen Arbeitszeit nach § 3 
ArbZG oder gar die arbeitszeitwidrige Anordnung zur Pausennahme vor, scheidet eine Kündi-
gung wegen Arbeitsverweigerung von vorneherein aus. Dies gilt nach Auffassung des LAG 
Rheinland-Pfalz umso mehr, als der Kläger mit dem Führen schwerer Kranfahrzeuge befasst 
war und Pausen gemäß dem ArbZG der Vermeidung von Unfällen dienen. 
 
Arbeitgebertipp: 
Der Arbeitnehmer kann rechtswirksam - trotz ausdrücklicher Arbeitsanweisung - die Arbeit ver-
weigern, falls er ansonsten die gesetzlich zulässige Arbeitszeit überschreiten würde. Der Arbeit-
geber sollte daher immer vor Ausspruch einer außerordentlichen (und auch ordentlichen) Kün-
digung prüfen, ob der Arbeitnehmer einen berechtigten Grund für die Arbeitsverweigerung hat. 
Denn hat der Mitarbeiter einen berechtigten Grund für die Verweigerung der Arbeit, kann auf die 
Arbeitsverweigerung selbst nicht die fristlose Entlassung oder andere arbeitsrechtliche Sanktio-
nen gestützt werden (Urteil des LAG Rheinland-Pfalz vom 25.05.2007 – 6 Sa 53/07). 
 
 
Verlängerung von Arbeitslosengeld geplant 
 
Mit dem Sechsten Gesetz zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Ge-
setze soll der Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung gesenkt und die Bezugsdauer für 
das ALG I auf bis zu 24 Monate verlängert werden. 
 
Nach der aktuellen Beschlussempfehlung des Ausschusses für Arbeit und Soziales vom 
14.11.2007 (BT-Dr 16/7151) ist die Absenkung des Beitrags zur Arbeitslosenversicherung nun-
mehr von ursprünglich 3,9 % auf nunmehr 3,3 % vorgesehen. Gleichzeitig soll die erst unlängst 
beschlossene Verkürzung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld teilweise wieder rückgängig 
gemacht werden. Nach Vollendung des 50. Lebensjahres beträgt die Bezugsdauer demnach in 
Abhängigkeit von der Dauer der Vollbeschäftigung und dem Lebensalter zwischen 15 (bislang 
12) und 24 (bislang 18) Monate.  
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BAG: Verringerungsanspruch - Arbeitszeit 
 
Nach § 18 IV 1 und 2 TzBfG hat der Arbeitgeber der Verringerung und Verteilung der Arbeitszeit 
zuzustimmen, soweit betriebliche Gründe nicht entgegenstehen. Die Darlegungs- und Beweis-
last für das Vorliegen entgegenstehender Gründe liegt beim Arbeitgeber. Macht der Arbeitneh-
mer eine Verringerung seiner regelmäßigen Arbeitszeit geltend, ohne eine bestimmte Verteilung 
der reduzierten Arbeitszeit zu beantragen, überlässt er die Verteilung der Arbeitszeit dem Ar-
beitgeber, der sie in Ausübung seines Direktionsrechts gem. § 106 S. 1 GewO nach billigem 
Ermessen festlegen soll. Der Arbeitgeber muss in einem solchen Fall darlegen, dass seine der 
Verringerung der Arbeitszeit entgegenstehenden betrieblichen Gründe nicht durch Ausübung 
seines Weisungsrechts bei der Verteilung der Arbeitszeit nach § 106 S. 1 GewO beseitigt wer-
den können (Urt. v. 8.5.2007 - 9 AZR 1112/06). 
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